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38. Gesetz vom 14. Dezember 2001, mit dem das Bgld. Wohnbauförderungsgesetz 1991 - BWFG 1991 geändert wird
39. Gesetz vom 14. Dezember 2001, mit dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz geändert wird

38. Gesetz vom 14. Dezember 2001, mit dem das Bgld. Wohnbauförderungsgesetz 1991 - BWFG 1991
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Bgld. Wohnbauförderungsgesetz 1991 - BWFG 1991, LGBl. Nr. 53, in der Fassung der Landesgesetze

LGBl. Nr. 10/1993, 83/1993, 41/1996, 8/1998, 23/2000 und 32/2001, wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Z 2 entfällt der Halbsatz „als in verdichteter Flachbauweise errichtete Gebäude solche, die als Te i l e
einer Gesamtanlage geplant, eingereicht und errichtet werden und“ und die Wortfolge „bei beiden Bebauungs-
w e i s e n “ .

2. § 4 Z 3 wird eingefügt und lautet:
„als in verdichteter Flachbauweise errichtete Gebäude solche, die als Teile einer Gesamtanlage geplant, einge-

reicht und errichtet werden und mindestens zwei Wohneinheiten in einer Geschossebene über ein gemeinsames,
geschlossenes Stiegenhaus oder einen gemeinsamen Vorraum aufgeschlossen sind. Die Gesamtgeschossanzahl
darf mit Kellergeschoss höchstens drei Geschosse und ohne Kellergeschoss höchstens zwei Geschosse aufwei-
sen. Der Grundstücksbedarf einschließlich der bebauten Fläche darf im Durchschnitt für jede Wohnung der
Gesamtanlage 400 m2 nicht übersteigen; bei Flächenbedarf für gemeinsame Anlagen (z.B. Kinderspielplätze, Geh-
wege, Grünflächen, Abstellflächen) kann der angeführte Wert von 400 m2 um höchstens 100 m2 überschritten wer-
d e n ; “

3. Die bisherigen Z 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 15 des § 4 erhalten die Bezeichnung Z 4, 5, 6, 7,
8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15 und 16.

4. Im § 4 Z 4 wird die Zitierung der Z 4 durch die Z 5 ersetzt.

5. Im § 4 Z 5 entfällt bei der Zitierung „§§ 30 und 56 Abs. 1 Z 1“ das Verbindungswort „und“ und die Zitierung
des § 56 Abs. 1 Z 1.

6. § 4 Z 6 lautet:
„als gefördertes Objekt ein Objekt, für das das Förderungsdarlehen noch nicht vollständig zurückgezahlt ist

oder für das noch Zuschüsse im Sinne §§ 22 und 56 Abs. 1 Z 2 gewährt werden;“

7. Im § 4 Z 7 entfällt nach dem Wort „Wohnbedürfnisses“ die Wortfolge „seiner Bewohner“ und nach dem Wo r t
„ Wohnbedürfnisses“ wird folgende Wortfolge eingefügt:

„betagter oder betreuungs- oder pflegebedürftiger Menschen sowie jugendlicher Arbeitnehmer und Lehrlinge
oder Schüler und Studenten“.

8. Im § 4 Z 7 wird das Wort „Krankenräume“ durch die Wortfolge „Kranken- und erforderliche T h e r a p i e r ä u m e “
e r s e t z t .

9. Im § 4 Z 13 werden in der Zitierung des „§ 4 Z 1 bis 4 und Z 6“ die Z 4 und 6 durch die Z 5 und 7 ersetzt.

10. Dem § 6 Abs. 3 wird unter Setzung eines Beistrichs nach dem Wort „Personen“ folgender Halbsatz ange-
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f ü g t :
„ausgenommen Kinder, die zwar über ein eigenes Einkommen verfügen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch

außerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer Zeit einen eigenen Haushalt gründen werden.“

11. § 6 Abs. 6 erster und zweiter Satz lauten:
„Das höchstzulässige Jahreseinkommen für die Förderung von Eigenheimen beträgt bei einer Haushalts-

größe von 
einer Person                                   29.000 Euro
zwei Personen                                43.000 Euro
drei Personen                                 47.000 Euro
vier Personen                                 51.000 Euro
Das höchstzulässige Jahreseinkommen für alle übrigen Förderungen dieses Gesetzes beträgt bei einer Haus-

haltsgröße von
einer Person                                   25.440 Euro
zwei Personen                               39.975 Euro
drei Personen                                 43.605 Euro
vier Personen                                 47.965 Euro“

12. Im § 7 Abs. 5 wird das Wort „ausschließlich“ durch das Wort „grundsätzlich“ ersetzt.

13. Im § 8 Abs. 1 Z 5 wird im Klammerausdruck der Beistrich nach dem Wort „Eigenheime“ durch das Wo r t
„und“ ersetzt und es entfällt folgender Halbsatz:

„und in verdichteter Flachbauweise errichtete Gebäude, sofern die Wohnungen bei letzteren nicht über ein
gemeinsames Stiegenhaus erreicht werden“

14. Im § 9 Abs. 3 wird in der Zitierung des „§ 4 Z 9“ die Z 9 durch die Z 10 ersetzt.

15. Dem § 10 Abs. 1 Z 1 wird nach dem Wort „Staatsbürgern“ unter Setzung eines Beistrichs folgender
Halbsatz angefügt:

„auch wenn deren Ehepartner bzw. Lebensgefährten, die mit dem Förderungswerber in einer in wirtschaftli-
cher Hinsicht gleich einer Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft leben, keine österreichischen Staatsbür-
ger sind.“

16. § 10 Abs.1 Z 3 lit. d wird eingefügt und lautet:
„für Wohnungen, die im Zuge der Errichtung von öffentlichen Gebäuden, wie z.B. Feuerwehrhäusern, Gemein-

deämtern usw. errichtet werden, auch dann, wenn die Restfinanzierung mittels eines Leasingvertrages erfolgt,
wenn gewährleistet ist, dass alle Verpflichtungen aus diesem Gesetz auf die Leasinggesellschaft überbunden
werden und nach Ablauf der Vertragsdauer das uneingeschränkte Verfügungsrecht (Eigentum) wieder der
Gemeinde zufällt;“

17. § 11 Abs. 1 Z 2 lautet:
„welche die Absicht hat, am Ort der geförderten Wohnung ihren Hauptwohnsitz zu begründen und sofern sie

Angehörige von Vertragsparteien des EWR-Abkommens ist, durch die Eintragung in die Gemeinde - Wähler-
evidenz nachweist und“

18. Im § 14 wird nach dem Wort „Finanzbehörden“ das Wort „sowie“ durch einen Beistrich ersetzt und nach
dem Wort „Sozialversicherungsträgern“ folgender Halbsatz eingefügt:

„sowie an die von der Landesregierung mit der Abwicklung der Wohnbauförderung beauftragten Institutionen“.

19. Im § 15 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „Das Förderungsdarlehen“ unter Setzung von zwei Beistrichen die
Wortfolge „ausgenommen Darlehen gemäß § 55 Z 5“ eingefügt.

20. Im § 16 Abs. 1 wird in der Zitierung des „§ 4 Z 12“ im Klammerausdruck die Z 12 durch die Z 13 ersetzt. 

21. Im § 18 Abs. 2 Z 1 wird das Wort „die Wohnung“ durch die Wortfolge „das geförderte Objekt“ sowie die
Wortfolge „in der Wohnung“ durch die Wortfolge „im geförderten Objekt“ ersetzt.

22. Im § 18 Abs. 2 Z 2 wird das Wort „Wohnsitzes“ durch das Wort „Hauptwohnsitzes“ ersetzt.

23. Im § 18 Abs. 2 Z 3 wird das Wort „Wohnungen“ durch das Wort „Objekte“ ersetzt.
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24. Im § 18 Abs. 2 Z 5 wird das Wort „Wohnungen“ durch die Wortfolge „geförderte Objekte“ ersetzt.

25. Im § 18 wird folgender Abs. 3 eingefügt:
„Innerhalb der Kündigungsfrist gemäß Abs. 2 ist eine vorzeitige Darlehenstilgung gemäß § 42 nicht möglich.“

Die bisherigen Abs. 3, 4, 5 und 6 erhalten die Bezeichnung 4, 5, 6 und 7.

26. Im § 18 Abs. 7 wird die Wortfolge „mit der frei werdenden Wohnung“ durch die Wortfolge „mit dem frei wer-
denden Objekt“ und das Wort „diese“ durch das Wort „dieses“ ersetzt.

27. § 20 Abs. 1 Z 1 lautet:
„Eigenheime mit einem Pauschalbetrag von höchstens 39.975 Euro, wobei die Förderung einschließlich aller

allfälligen Zuschläge gemäß Abs. 2 Z 1 und 3 höchstens 70 % der Gesamtbaukosten betragen und der Höchst-
betrag von 65.000 Euro nicht überschritten werden darf.“

28. Im § 20 Abs. 2 entfallen die Z 3 und 6. Die bisherigen Z 4, 5, 7 und 8 erhalten die Bezeichnung Z 3, 4, 6
und 7.

29. § 20 Abs. 2 Z 5 wird eingefügt und lautet:
„besondere Maßnahmen zur Einsparung von Energie und anderen elementaren Ressourcen oder zur Scho-

nung der Umwelt gesetzt werden oder erneuerbare Energieträger bzw. ökologische Baustoffe zur A n w e n d u n g
kommen;“ 

30. § 20 Abs. 4 lautet:
„Die Landesregierung wird ermächtigt, mit Verordnung die jeweiligen Höhen der Förderungsbeträge festzule-

gen und die Anpassung der Nutzflächenbegrenzungen im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung und die
zur Verfügung stehenden Mittel vorzunehmen.“

31. Im § 21 Abs. 1 wird die Zitierung „20. Halbjahresrate“ durch die Zitierung „10. Jahresrate“, die Wo r t f o l g e
„21. bis 45. Halbjahresrate“ durch die Wortfolge „11. bis 22,5. Jahresrate“ sowie die Wortfolge „46. bis 65. Halb-
jahresrate“ durch die Wortfolge „23. bis 32,5. Jahresrate“ ersetzt.

32. Im § 22 Abs. 2 wird die Wortfolge „Bausparkassendarlehen oder um ein Hypothekardarlehen“ durch die
Wortfolge „in Euro denominiertes Hypothekar- bzw. Bauspardarlehen“ ersetzt.

33. Im § 22 Abs. 2 Z 2 wird nach dem Wort „dekursiv“ ein Beistrich und die Zitierung „kal./kal.“ eingefügt.

34. Die Z 3, 4 und 6 des § 22 Abs. 2 entfallen. Die bisherige Z 5 erhält die Bezeichnung Z 4.

35. Die Z 3 im § 22 Abs. 2 wird eingefügt und lautet:
„die Verzinsung des Darlehens in einem Kalenderhalbjahr höchstens dem Durchschnitt der Hypothekardarle-

h e n - Verzinsung gemäß Tabelle 3.1.1 „Zinsstatistik der inländischen Kreditinstitute“ der Statistischen Monats-
hefte der Österreichischen Nationalbank des jeweils vorausgegangenen Quartals, unter Berücksichtigung all-
fälliger unterschiedlicher Verzinsungsmodalitäten zu Z 2 und kaufmännischer Rundung auf zwei Kommastellen,
e n t s p r i c h t .

Sollte die Tabelle nicht mehr veröffentlicht werden oder wesentlich andere Inhalte enthalten, kann die Lan-
desregierung durch Verordnung gemäß § 26 eine möglichst nahekommende Höchstzverzinsung festlegen;“

36. Die Z 5 des § 22 Abs. 2 wird eingefügt und lautet:
„eine jederzeitige Umschuldung oder Rückzahlung des Darlehens durch den Darlehensnehmer bei kontokor-

rentmäßiger Abrechnung und ohne Vorfälligkeitsentschädigung vereinbart ist.“

37. § 30 Abs. 1 wird nach dem Wort „betragen“ folgender Halbsatz angefügt:
„und den Höchstbetrag von 65.000 Euro nicht überschreiten darf.“

38. Im § 30 Abs. 1 wird folgender 3. Satz eingefügt und lautet:
„Allenfalls noch aushaftende Förderungsbeträge aus früheren Förderungen sind von der Förderungssumme

in Abzug zu bringen.“

39. In der Z 3 des § 30 Abs. 3 entfällt der Klammerausdruck „gilt nur für Eigenheime“.

LANDESGESETZBLATT NR. 38/2002 117



40. Im § 35 Abs. 3 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

41. In der Überschrift des III. Hauptstückes wird das Wort „Begünstigte“ durch das Wort „Vorzeitige“ ersetzt.

42. § 42 Abs. 1 lautet:
„Darlehensschuldnern, die ein Förderungsdarlehen gemäß §§ 20, 30 oder 55 erhalten haben bzw. Darle-

hensschuldnern von öffentlichen Wohnbaudarlehen (Förderungsdarlehen, die nach dem Wo h n b a u f ö r d e r u n g s-
gesetz 1954 oder nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 oder nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1984
oder nach dem Wohnhaussanierungsgesetz erstmalig zugesichert wurden) kann vom Land einer vorzeitigen
Darlehenstilgung zugestimmt werden.“

43. § 42 Abs. 2 lautet:
„Eine vorzeitige Darlehenstilgung kann nur erfolgen, wenn zum Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens um

vorzeitige Darlehenstilgung die bis dahin zurückgelegte Laufzeit seit Erstzuzählung des Darlehens mindestens
7 Jahre und die verbleibende Restlaufzeit des Darlehens bis zur letzten Darlehensrate mindestens 5 Jahre
b e t r a g e n . “

44. § 42 Abs. 3 lautet:
„Eine vorzeitige Darlehenstilgung kann nicht erfolgen, wenn das Förderungsdarlehen zum Zeitpunkt des Ein-

langens des Ansuchens aufgrund förderungsrechtlicher Bestimmungen gekündigt oder fällig gestellt ist.“

45. In der Überschrift des § 43 wird das Wort „Begünstigte“ durch das Wort „Vorzeitige“ ersetzt.

46. § 43 Abs. 1 lautet:
„Bei vorzeitiger Tilgung kann dem Darlehensschuldner ein Nachlass gewährt werden.“

47. § 43 Abs. 2 lautet:
„Die Höhe des Nachlasses ist von der Restlaufzeit des Darlehens und den aktuellen Kapitalmarktverhältnis-

sen zum Zeitpunkt des Nachlasses abhängig und darf höchstens 50 % des aushaftenden Darlehens betragen.“

48. Im § 44 Abs. 1 wird im ersten Satz die Wortfolge „auf Gewährung einer Begünstigung“ durch die Wo r t f o l-
ge „um vorzeitige Darlehenstilgung“ ersetzt.

49. Im § 45 Abs. 1 wird an das Wort „vorzeitig“ die Endung „- er“ angefügt und das Wort „begünstigter“ ent-
f ä l l t .

50. § 45 Abs. 3 entfällt.

51. Im § 47 Abs. 2 Z 1 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 1 ersetzt.

52. Im § 50 Abs. 1 entfällt die Z 2. Die bisherigen Z 3, 4, 5 und 6 erhalten die Bezeichnung Z 2, 3, 4 und 5.

53. Im § 50 Abs. 2 wird in der Zitierung des „Abs. 1 Z 1 bis 3“ das Wort „bis“ durch das Wort „und“ sowie die
Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

54. Im § 50 Abs. 3 wird in der Zitierung des „Abs. 1 Z 4“ die Z 4 durch die Z 3 ersetzt.

55. Im § 50 Abs. 4 werden in der Zitierung des „Abs. 1 Z 4 bis 6“ die Z 4 und 6 durch die Z 3 und 5, in der
Zitierung des „Abs. 1 Z 5“ die Z 5 durch die Z 4 und in der Zitierung des „Abs. 1 Z 6“ die Z 6 durch die Z 5 ersetzt.

56. Im § 51 Abs. 1 Z 1 werden in der Zitierung des „§ 50 Abs. 1 Z 5 und 6“ die Z 5 und 6 durch die Z 4 und 5
e r s e t z t .

57. Im § 52 Abs. 2 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

58. Im § 54 Abs. 3 und Abs. 4 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

59. § 55 Z 2 erster Satz lautet:
„Darlehen für Althausankauf: Für den Ankauf eines Eigenheimes, dessen Baubewilligung bzw. Baufreigabe
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zum Zeitpunkt des Ansuchens mindestens 20 Jahre zurückliegt und im Falle eines geförderten Eigenheimes ein
Tilgungszeitraum von mindestens 20 Jahren verstrichen und eine vollständige Rückzahlung des Förderungs-
darlehens - jedoch nicht gemäß § 42 - erfolgt ist, kann ein Darlehen im Ausmaß von 50 % des um den ortsüb-
lichen Grundstückspreis verminderten Kaufpreises gewährt werden, wobei die Darlehenshöhe im Sinne § 20
Abs. 1 Z 1 begrenzt ist, wobei die Förderung einschließlich eines Zuschlages gemäß lit. a höchstens 70 % der
Gesamtbaukosten betragen und den Gesamtbetrag von 65.000 Euro nicht überschreiten darf.“

60. Im § 55 Z 2 wird im zweiten Satz in der Zitierung des „§ 4 Z 9“ die Z 9 durch die Z 10 ersetzt.

61. Im § 55 Z 2 wird im sechsten Satz die Zitierung „lit. a bis c“ durch die Zitierung „lit. c und § 56 Abs. 1 Z 1“
e r s e t z t .

62. § 55 Z 3 wird eingefügt und lautet:
„Darlehen für den Ankauf einer Eigentumswohnung: Für den Ankauf einer Eigentumswohnung, deren Baube-

willigung zum Zeitpunkt des Ansuchens mindestens 20 Jahre zurückliegt und im Falle einer geförderten Wo h-
nung ein Tilgungszeitraum von mindestens 20 Jahren verstrichen und eine vollständige Rückzahlung des För-
derungsdarlehens - jedoch nicht gemäß § 42 - erfolgt ist, kann ein Darlehen im Ausmaß von 50 v.H. des Kauf-
preises gewährt werden, wobei die Darlehenshöhe den Höchstbetrag von 39.975 Euro nicht überschreiten darf.“

63. Die bisherige Z 3 des § 55 erhält die Bezeichnung Z 4.

64. § 55 Z 5 wird eingefügt und lautet:
„Darlehen für Sanierungsmaßnahmen: Zur Finanzierung von Sanierungsmaßnahmen gemäß § 28 für förde-

rungswürdige Objekte im Sinne des § 27 Abs. 1 Z 3 kann ein Förderungsdarlehen im Ausmaß von 50 v.H. der
durch die Sanierung erwachsenen Gesamtkosten bis höchstens 8.700 Euro gewährt werden.“

65. § 56 Abs. 1 Z 1 entfällt. Die bisherigen Z 2, 3 und 4 erhalten die Bezeichnung Z 1, 2 und 3.

66. Dem nunmehrigen § 56 Abs. 1 Z 1 wird im ersten Satz nach dem Wort „Alternativanlagen“ die Wo r t f o l g e
„und Maßnahmen zur Einsparung von Energie und anderen elementaren Ressourcen“ angefügt und im zwei-
ten Satz nach dem Wort „Hackschnitzelheizung“ und dem Bindestrich die Wortfolge „oder für Maßnahmen zur
Einsparung von Energie und anderen elementaren Ressourcen - wie z.B. Regenwasserwiederaufbereitungs-
anlagen, Wärmerückgewinnungsanlagen-“ eingefügt.

67. § 56 Abs. 3 entfällt. Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3.

68. Im nunmehrigen § 56 Abs. 3 wird in der Zitierung des „Abs. 1 Z 2“ die Z 2 durch die Z 1 und in der Zitie-
rung des „§ 4 Z 4“ die Z 4 durch die Z 5 ersetzt.

69. Im § 58 Abs. 1 Z 1 wird die Zitierung „10. Halbjahresrate“ durch die Zitierung „5. Jahresrate“, die Wo r t f o l-
ge „11. bis 30. Halbjahresrate“ durch die Wortfolge „6. bis 15. Jahresrate“ sowie die Wortfolge „31. bis 40. Halb-
jahresrate“ durch die Wortfolge „16. bis 20. Jahresrate“ ersetzt. Das Wort „und“ entfällt nach dem Wort „Darle-
hensbetrages“ und wird durch einen Beistrich ersetzt.

70. Im § 58 Abs. 1 wird die Z 2 eingefügt und lautet:
„bei Gewährung von Sanierungsdarlehen gemäß § 55 Z 5 eine Darlehenslaufzeit von 10 Jahren, eine jährli-

che dekursive Verzinsung von 2 v.H., eine Annuitätenzahlung für den gesamten Tilgungszeitraum eine Jahres-
rate von 11,08 v.H. des Darlehensbetrages und“. Die bisherige Z 2 erhält die Bezeichnung Z 3.

71. Im § 58 Abs. 1 Z 3 wird das Wort „Wohnhausankauf“ durch das Wort „Althausankauf“ ersetzt.

72. Im § 60 Abs. 1 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 4“ die Z 4 durch die Z 3 ersetzt.

73. Im § 60 Abs. 2 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

74. Im § 61 erster Satz entfällt beim Zitat des „§ 56 Abs. 1 Z 1 und 2“ das Verbindungswort „und“ und die Z 2.

75. Im § 63 Abs. 1 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

76. Im § 63 Abs. 3 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.
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77. § 63 Abs. 5 wird angefügt und lautet:
„Der Wohnbauförderungsbeirat kann zwecks Beurteilung im Sinne des § 8 Abs. 1 Z 3 eine Kommission beauf-

tragen, eingereichte Projekte vor Behandlung im Wohnbauförderungsbeirat zu begutachten.“

78. Im § 68 Abs. 1 wird in der Zitierung des „§ 56 Abs. 1 Z 3“ die Z 3 durch die Z 2 ersetzt.

79. Im VI. Hauptstück wird nach der Überschrift „Schlussbestimmungen“ § 72 eingefügt und lautet: 
„Geschlechtsspezifische Bezeichnungen

Die in diesem Gesetz verwendeten geschlechtsspezifischen Bezeichnungen gelten für Frauen in der jeweili-
gen weiblichen Form.“

80. Die bisherigen §§ 72 und 73 erhalten die Bezeichnung §§ 73 und 74.

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.
(2) Auf Anträge für nicht rückzahlbare Beiträge für Sanierungsmaßnahmen, die bis 31.12.2001 eingelangt

sind, sind die bisherigen Vorschriften des Bgld. Wohnbauförderungsgesetzes 1991 - BWFG 1991, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 32/2001 anzuwenden.

(3) Für alle übrigen Förderungen und Anträge dieses Gesetzes, die ab 1. Jänner 2002 zugesichert bzw. erle-
digt werden, sind die neuen Bestimmungen anzuwenden.

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
P r i o r N i e ß l

39. Gesetz vom 14. Dezember 2001, mit dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesen-
gesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz, LGBl. Nr. 16/1970, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 28/1999 sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 20/1970, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 lit. c lautet:
„c) in öffentlichen Krankenanstalten mit Prosektur der Prosektor, in öffentlichen Krankenanstalten ohne Pro-

sektur ein zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigter Arzt der Krankenanstalt.“

2. § 24 lautet:
„§ 24

Bewilligung zur Überführung einer Leiche
(1) Die Überführung einer Leiche außerhalb des Landesgebietes bedarf einer Bewilligung jener Gemeinde, in

deren Gebiet der Sterbeort oder der A u ffindungsort der Leiche bzw. Ort der Exhumierung liegt.
(2) Die Überführung einer Leiche ins Ausland bedarf neben der von der Gemeinde zu erteilenden Bewilligung

auch der Zustimmung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde. Die Einhaltung der Bestimmungen
über die internationale Beförderung von Leichen ist zu gewährleisten.

(3) Die Bewilligung nach Abs. 1 und Abs. 2 ist bei Vorliegen des Totenbeschaubefundes zu erteilen, wenn
gegen die Überführung der Leiche keine sanitätspolizeilichen Bedenken bestehen und Gewähr gegeben ist,
dass die hiefür in Betracht kommenden Vorschriften eingehalten werden. Bei Erteilung der Bewilligung sind jene
sanitätspolizeilichen Bedingungen festzusetzen, unter denen die Überführung zulässig ist.

(4) Mit der Überführungsbewilligung ist auch der Totenbeschaubefund, der für die Verwaltung des Friedhofes,
auf welchem die Leiche beigesetzt bzw. für die Feuerbestattungsanstalt, in welcher die Leiche eingeäschert wer-
den soll, bestimmt ist, dem ansuchenden Bestattungsunternehmen, im Falle des § 26 Abs. 2 der ansuchenden
Partei auszufolgen.

(5) Der Transport von Leichen bzw. Leichenteilen (Präparaten), die medizinisch-wissenschaftlichen Zwecken
zugeführt werden sollen sowie die Überführung im Zusammenhang mit einer behördlich oder gerichtlich ange-
ordneten Obduktion ist an keine Bewilligung gebunden.

(6) Der Anzeige unter Vorlage des Totenbeschaubefundes an die nach Abs. 1 zuständige Gemeinde unterlie-
gen mit Ausnahme von Transporten gemäß Abs. 5 jene Überführungen, die keiner Bewilligung nach Abs. 1
b e d ü r f e n . “
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3. § 26 Abs. 1 lautet:
„(1) Soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist, sind Leichen von gewerberechtlich befugten Bestattungs-

unternehmen zu überführen. Diese Bestattungsunternehmen sind für die Einhaltung der gesetzlichen Vo r s c h r i f-
ten und für die Erfüllung der im Einzelfall von der Gemeinde gestellten Bedingungen verantwortlich.“

4. In den §§ 26 Abs. 2 sowie 28 Abs. 1 und  2 tritt an Stelle des Wortes „Bezirksverwaltungsbehörde“ jeweils
das Wort  „Gemeinde“.

5. § 26 Abs. 3 entfällt.

6. § 27 lautet:
„§ 27

Ve r s t ä n d i g u n g s p f l i c h t
(1) Das die Überführung besorgende Bestattungsunternehmen hat die Friedhofsverwaltung bzw. die Feuer-

bestattungsanstalt, wohin die Leiche überführt wird, rechtzeitig vom Eintreffen der Leiche zu verständigen und
der Gemeinde des Bestimmungsortes eine Ausfertigung der Überführungsbewilligung bzw. Überführungsanzei-
ge auszufolgen. Diese  Verpflichtung trifft in den Fällen des § 26 Abs. 2 die Gemeinde, welche die Überfüh-
rungsbewilligung erteilt hat. Die Kosten hiefür hat die ansuchende Partei zu tragen. 

(2) Unmittelbar nach der Ankunft am Bestimmungsort ist die Leiche und der dazugehörige To t e n b e s c h a u b e-
fund einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung bzw. Feuerbestattungsanstalt zu übergeben. Die Übernahme
ist schriftlich zu bestätigen.“

7. § 28 Abs. 3 lautet:
„(3) Im Falle der Erteilung der Bewilligung sind die vom sanitätspolizeilichen Standpunkt notwendigen Bedin-

gungen vorzuschreiben.“

8. § 29 lautet:
„§ 29

Überführung einer enterdigten Leiche
Soll eine enterdigte Leiche auf einen anderen Friedhof überführt werden, so sind die Bestimmungen der §§ 24

bis 27 sinngemäß anzuwenden.“

9. § 49 lautet:
„§ 49

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
Die Gemeinde hat ihre in diesem Gesetz geregelten Aufgaben mit Ausnahme der Abschnitte II und VII im eige-

nen Wirkungsbereich zu besorgen.“

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
P r i o r N i e ß l
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